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LACDJ fordert Entschuldigung von Kretschmann 
 

Ministerpräsident muss klarstellen, keine Einflussnahme der Politik auf die Jus-

tiz mehr zu dulden.  

 

 

 

Die heute bekanntgewordenen Fälle wiederholter Einflussnahme Grüner Spitzen-

funktionäre der Landespolitik empört den Landesarbeitskreis christlich demokrati-

scher Juristen der CDU Baden-Württemberg. „Der angebliche Grünen-Durchmarsch 

durch die Institutionen muss Halt machen vor der Unabhängigkeit der Gerichte und 

Staatsanwaltschaft!“, fordert der Landesvorsitzende Alexander Ganter.  

 

Grünen-Staatssekretär Klaus-Peter Murawski wollte die Ernennung eines General-

staatsanwalts durch Einflussnahme auf das Justizministerium verhindern und ein an-

derer Grünen-Spitzenfunktionär hat Anspruch erhoben auf die Besetzung eines Pos-

tens in der Stuttgarter Staatsanwaltschaft.  

 

Zuvor haben die stellvertretende Grünen-Landtagspräsidentin Lösch als auch der 

Parlamentarische Geschäftsführer der Grünen-Fraktion im Landtag Sckerl mehrfach 

in den Jahren 2011 und 2012 durch Schreiben an den Justizminister versucht, in das 

operative Geschäft der Staatsanwaltschaft einzugreifen und einen offenbar als unan-

genehm empfundenen Vertreter der Staatsanwaltschaft von seiner Aufgabe abzuzie-

hen.  

 



„Die ungenierte Selbstbedienungsmentalität der Grünen muss die Unabhängigkeit 

der Justiz unangetastet lassen“, so Ganter. Dieses Verständnis vom Rechtsstaat sei 

besorgniserregend. Man könne dies nicht durch mangelnde Kommunikation zwi-

schen Grünen und Roten verharmlosen. Der LACDJ fordert Herrn Ministerpräsident 

Winfried Kretschmann auf, sich bei Herrn Minister Stickelberger zu entschuldigen. 

„Herr Kretschmann muss klarstellen, dass er keine Einflussnahme der Politik auf die 

Justiz mehr duldet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

             

Der LACDJ unterstützt und berät die baden-württembergische CDU bei rechts- und 

justizpolitischen Themen und trägt so zur Meinungsbildung bei. Im LACDJ findet sich 

das breite Spektrum der juristischen Berufsgruppen im Land wieder. 

 


